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Zuweiſung der im Grunde der Strafbeſtimmungen 
der Gewerbeordnung verhängten Geldſtrafen.“ 
Von Dr. Franz Müller. 


Es wird wenige Normen geben, die gleich jener des §S 151 der 


Gewerbeordnung vom 20. December 1859, R. G. Bl. Nr. 227, unge⸗ 


achtet ihrer überaus häufigen Prakticirung den Behör d z 
vielen Zweifeln Anlaß 4 . e a 
* Schon die ſtattliche Reihe miniſterieller Normalerläfſe, die in der 
Frage der Beſtimmung der auf Grund der Vorſchriften der Gewerbe⸗ 
ordnung verhängten Geldſtrafen erfloſſen iſt, legt dafür Zeugniß ab 
wie ſchwer fich die Praxis mit der in Rede ſtehenden Geſetzesnorm ab⸗ 
zufinden vermag, und noch immer iſt der Zweifel kein Ende ſo daß 
N an einzelne politiſche Landesbehörden beſtimmt fanden wenigſtens 
en e der einſchlägigen Vorſchriften und 
\ { u Chafch ; u. N 
Wa g von Straffällen eine Klärung dieſes Ge— 
Der Grund all dieſer Schwierigkeiten iſt aber weder di iß 
einfache Norm des $ 151 G. O. an ſich, noch irgend eine l 
keit behördlicherſeits, derſelbe iſt vielmehr hauptſächlich in der nicht 
genügenden Aneinanderpaſſung der ſpäteren, die Frage der Strafgelder⸗ 
zuweiſung tangirenden Geſetze zu ſuchen. i 5 


Der centralen Executive konnte dieſes mangelhafte Ineinander- | 


greifen der in Betracht kommenden Geſetzgebungswerke ſchon im Hin- 


=) Im Grunde der Strafbeſtimmungen der Gewerbeordnung eu i 

nur Uebertretungen der Gewerbeordnung, ſondern auch N 11 0 
Geſetze und Verordnungen wie z. B. des Hauſirgeſetzes ($ 1 des Geſetzes vom 
21. März 1883, N. ( Bl. Nr. 3), der auf Grund des F 6 des Geſetzes vom 
6. Jänner 1890, R. G. Bl. Nr. 19, betreffend den Markenſchutz, erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriſten (8 311. c.), des Geſetzes pom 26. December 1893, R. G. Bl. Nr. 193 
betveffend die Regelung der conceſſionirten Baugewerbe ($ 161. c.), des Geſetzes 
119 16. Jänner 1895, R. G. Bl. Nr. 21, betreffend die Sonn: und Feiertags⸗ 
I e im Gewerbebetriebe ($ 2 J. c.), des Geſetzes vom 16. Jänner 1895, R. G. Bl. 
Be. 26, betreffend die Regelung der Ausverkäufe (881. c.) u. ſ. w. behandelt. 
ſtrafenlich der wegen Uebertretung dieſer beſonderen Geſetze verhängten Geld⸗ 
Berti n gilt das oben Geſagte nur inſoweit, als dieſe Geſetze keine abweichenden 

8 enthalten, wie z. B. § 8, Al. 2 des bezogenen Geſetzes über die 


Ausverkä 


blicke auf die hieraus für die unterbehördliche Praxis reſultirenden 
Schwierigkeiten nicht lange verborgen bleiben, und ſo ſuchte dieſelbe im 
Wege von Normalerläſſen den Zuſammenſchluß der Normen zu ver⸗ 
mitteln und die Applicabilität dieſer Normen zu erleichtern. Dieſe Action 
iſt aber bei der ſchwerwiegenden Disparität des Geſetzes und der Ver⸗ 
ordnungsnorm keineswegs leicht geweſen und konnte zuweilen auch nicht 
zur allſeitigen Befriedigung glücken. 

Um nun zu dem eigentlichen Kerne unſerer Erörterung zu ge⸗ 
langen, will bemerkt werden, daß wir uns zur Aufgabe geſtellt haben, 
zu unterſuchen, auf welchen Standpunkt ſich die bislang ſchwankende 
Praxis ſtellen ſollte, um fich ſchon de lege lata eine jeglicher Com⸗ 
plicirtheiten bare und thunlichſt einwandfreie Judicatur zu ſichern. 

Im Anſchluſſe an das Ergebniß dieſer Unterſuchung dürfte es 
ſodann als von Intereſſe erſcheinen, den Geſichtspunkt anzudeuten, aus 
dem die beſprochene Materie dereinſt de lege ferenda der Regelung 
zu unterziehen wäre. 

Um in der erſtbezeichneten Richtung zu dem ins Auge ge- 
faßten Ziele zu gelangen, werden wir den Weg der erſchöpfenden, 
rechtskritiſchen Behandlung der über unſeren Fragencomplex in Geſtalt 
von Geſetz und Verordnung erfloſſenen Normen zu betreten haben. 

Da wird nun Folgendes zu bemerken ſein: 

Die heute noch in der Faſſung des Geſetzes vom 20. December 
1859, R. G. Bl. Nr. 227 in Kraft ſtehende Norm des § 151, Al. 2 
G. O. beſagt, daß die Strafgelder, wenn der Straffällige zu einer 
Genoſſenſchafts- oder Unterſtützungscaſſe ($ 128) beitrags⸗ 
pflichtig iſt, in die bezügliche Caſſe, ſonſt in den Armenfond des 
Ortes, wo die Uebertretung begangen wurde, fließen. 

Dieſe Norm muß als eine poſitive Geſetzesnorm für die geſammte 
Praxis auch weiterhin ihre grundlegende Bedeutung beibehalten. Ver⸗ 
möge dieſer Norm kommen drei Kategorien von Caſſen, nämlich erſtens 
die Genoſſenſchaftscaſſe, zweitens die genoſſenſchaftliche Unter— 
ſtützungscaſſe und drittens der Localarmenfond als perceptionsberechtigte 
Fonds in Betracht. 

Es muß gleich an dieſer Stelle bemerkt werden, daß die ſpätere 
Executive, und zwar ſowohl in ihren generellen Anordnungen als auch 
in ihrer fallweiſen Praxis, das geſetzlich begründete Perceptionsrecht der 
Genoſſenſchaftscaſſe — als folcher — ganz außeracht ließ. 

Der Grund hiefür lag wohl in dem Umſtande, daß die Gewerbe⸗ 
Genoſſenſchaften nach Vorſchrift der 1859er Gewerbeordnung (8 114 
sub d) unter anderem auch die Gründung von Anſtalten zur Unter⸗ 
ſtützung der Mitglieder und Angehörigen der Genoſſenſchaft in 
Fällen der Erkrankung oder ſonſtigen Nothlage als Exiſtenzzweck vorge⸗ 
zeichnet hatten. 

In dieſe Anordnungen der 1859er Gewerbeordnung hat aber die 
1883er Gewerbegeſetz⸗Novelle einen Wandel gebracht. Dieſe Novelle 
benahm, dem Drange einer populären Socialpolitik folgend, den Ge⸗ 
werbegenoſſenſchaften den ſenilen Zug rein karitativer Verſorgungs- und 
Unterſtützungsanſtalten und ſtimulirte dieſe Corporationen zu neuem 
Leben als organische Zuſammenfaſſungen gewerblicher Elemente, zu Coo- 
perationen im Sinne wirthſchaftlicher Entfaltung. 


Es wurde demnach aus dem Aufgabenbereiche der Gewerbes 
genoſſenſchaften durch die 1883er Novelle zunächſt die Unterſtützung 
der Mitglieder gänzlich ausgeſchieden und die Unterſtützung der An- 
gehörigen auf den Fall der Erkrankung beſchränkt. 

Die Uebung der Fürſorge fir die erkrankten Genoſſenſchafts— 
augehörigen wurde beſonderen genoſſenſchaftlichen Krankencaſſen zuge 
wieſen, welche nun thatſächlich an die Stelle der in 8 128 beziehungs⸗ 
weiſe § 124) der 1859er Gewerbeordnung vorgeſehenen Unterſtützungs⸗ 
caſſen getreten ſind. Mit Rückſicht hierauf ging dann die geſammte 
Praxis ſofort von der Erwägung aus, daß nach Wegfall des geſetz— 
geberiſchen Motivs für das Perceptionsrecht der Genoſſenſchaftscaſſen 
als ſolcher auch das Perceptionsrecht dieſer Caſſen ſelbſt weggefallen 
und allein in Auſehung der genoſſenſchaftlichen Krankencaſſe als der 
Nachfolgerin der genoſſenſchaftlichen Unterſtützungscaſſe aufrecht ge— 
blieben ſei 

Dieſe Erwägung iſt aber kaum gerechtfertigt, weil zuvörderſt das 


beſprochene geſetzgeberiſche Motiv für die Statuirung des Perceptious-⸗ 


rechtes der Genoſſenſchaftscaſſe in der Norm des § 151 der G. O. von 
1859 nicht ausdrücklich als der dieſe Norm beſtimmender Beweggrund 
erwähnt erſcheint, und weil dieſe Norm ſelbſt durch keine der nach— 
träglich erfloſſenen Geſetzesbeſtimmungen aufgehoben oder abgeändert 
worden iſt, ſomit nach wie vor unverminderte Geltung hat. 

Von den ſpäteren poſitiven Geſetzesvorſchriften kommt im Zu⸗ 
ſammenhange der in Rede ſtehenden Materie nur noch die Norm des 
8 6 des Arbeiter-Kranken⸗Verſicherungs⸗Geſetzes in Betracht. 

Dieſes letztbezogene Geſetz hat die Krankenverſicherungspflicht nicht 
nur über den Verband der gewerblichen Genoſſenſchaft, ſondern auch 
über den Rahmen der Gewerbeordnung hinaus verallgemeinert und in 
ſeiner wichtigſten Jnſtitution, der Bezirkskrankencaſſe, eine ganz generelle 


Anſtalt geſchaffen, bei welcher an ſich auch alle unter die Gewerbe- 


ordnung fallenden Arbeitsperſonen zu verſichern ſind, für welche bei der 
genoſſenſchaftlichen Krankencaſſe der 1883er Novelle geſetzlich fein 
Raum war. 

Die Norm des 8 69 J. e. betrifft aber lediglich die Zuweiſung 
ſolcher Geldſtrafen, welche auf Grund des A. K. V. G. verhängt werden, 
und hat auf die Zuweiſung von auf Grund der Gewerbeordnung ver- 
hängten Geldſtraſen gar keinen Bezug. Mit Rückſicht jedoch auf den 
Umſtand, daß das A. K. V. G. vielfache Berührungspunkte mit der Ge⸗ 
werbeordnung aufweist, ſowie mit Rückſicht auf den Umſtand, daß die 
Praxis ſeit dem Inkrafttreten der 1883er Gewerbegeſetz⸗Novelle die 
geuoſſenſchaftliche Krankencaſſe als die im Sinne des $ 151 G. O. allein 
perceptionsberechtigte Caſſe anzuſehen geneigt war, und daß jetzt iu der 
Bezirkskrankencaſſa neben der Genoſſenſchaftskrankencaſſa eine Anſtalt 
erſtanden war, welche, ſoweit ſie unter die Gewerbeordnung ſallende und 
ſpeciell Genoſſenſchaften ohne Krankencaſſen angehörige Perſonen ver- 
ſichert, ähnliche Zwecke wie die Genoſſenſchaftskrankencaſſe verfolgt, 
wurde in der Praxis nur zu bald die Frage rege, welche Stellung der 
Bezirkskrankencaſſe in Anſehung des in § 151 G. O. normirten Per- 
ceptionsrechtes zweifellos als einer Art Unterſtützungscaſſe gebühre. 

Dieſe Frage hat die Spruchpraxis der verſchiedenen Inſtanzen 
verſchieden beantwortet, ſo daß ſich für die Centralinſtanz die Erlafſung 
einſchlägiger Directiven als eine unabweisliche Nothwendigkeit erwies. 
Von dieſen Normativerläſſen iſt der dieſe Frage ex professo regelnde 
Handelsminiſterial-Erlaß vom 28. Juni 1889, Z. 25.900), an erſter 
Stelle zu nennen. 

Mit dieſem Erlaſſe wurde im Einvernehmen mit dem Miniſterium 
des Innern im weſentlichen erklärt, daß auch die auf Grund der Ge— 
werbeordnung gegen ſolche Gewerbsinhaber, die einer Genoſſeuſchaft an— 
gehören, welche corporativ der Bezirkskrankencaſſe beigetreten iſt, ver- 


hängten Geldſtrafen in die betreffende Bezirkskrankencaſſe fließen, weil 


dieſe Bezirkskrankencaſſe gegenüber den gedachten Gewerbsinhabern als 
jene Unterſtützungscaſſe im Sinne des § 151 G. O. zu behandeln iſt, 
zu welcher dieſelben Gewerbsinhaber beitragsprlichtig find. 


Feruer wurde mit dem bezogenen Miniſterial-Normalerlaſſe er- 


klärt, daß aber auch dann, wenn der Gewerbsinhaber keiner Genoſſen⸗ 
ſchaft angehört, die auf Grund der Gewerbeordnung gegen denſelben 
verhängten Geldſtrafen in die Bezirkskrankencaſſe fließen, weil in dieſem 
Falle der Gewerbsinhaber verpflichtet iſt, ſeine Hilfsarbeiter, ſoferne 
dieſelben nicht bei einer der übrigen in § 11 A. K. B. G. bezeichneten 
Caſſen verſichert ſind, bei der Bezirkskrankencaſſe zu verſichern, wodurch 


) Siehe Weigelsperg, Compendium, S. 218. 
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er auch zu einer Ulnterſtützungscaſſe Bezirkskrankencaſſa) beitrags- 
pflichtig wird. 

Dieſer Normalerlaß hat zwei Gruppen von Fällen vor Augen, 
nämlich einmal ſolche, wo die Genoſſenſchaft corporativ der Bezirts 
krankencaſſe beigetreten iſt, und ſodann ſolche, wo für den Straffälligen 
überhaupt keine Genoſſenſchaft beſteht. In beiden Richtungen geht aber 
der beſprochene Erlaß von der Annahme aus, daß die Norm des 8151 
G. O. den Begriff „Unterſtützungscaſſe“ ganz allgemein und unab— 
hängig von dem Beſtande einer genoſſenſchaftlichen Organiſation 
hinſtellt. 

Es wird nun zu unterſuchen fein, ob der in Rede ſtehende Nor— 
malerlaß, dem wegen der unterbliebenen Publicirung desſelben in dem 
Reichegeſetzblatte äußerlich die Merkmale einer gehörig kundgemachten 
Verordnung abgehen, ſich mit ſeiner Dispoſition in dem durch die 
oben erwähnten zwei Geſetzesnormen ($ 151 G. O. und § 69 A. K. V. G.) 
gezogenen Rahmen befindet. 

Soweit der in Rede ſtehende Erlaß das Perceptionsrecht der Be— 
zirkskrankencaſſe für jene Fälle ausſpricht, wo die Genoſſenſchaft, welcher 
der Straffällige angehört, der Bezirkskrankencaſſe im Grunde des § 121 
der 1883er Novelle corporativ beigetreten iſt, mag immerhin die An— 
nahme begründet erſcheinen, daß die Bezirkskrankencaſſe durch den be— 
züglichen Genoſſenſchaftsbeſchluß iu eine beſondere Relation zur Genoſſen— 
ſchaft tritt und dieſer Genoſſenſchaft gegenüber die Functionen einer 
genoſſenſchaftlichen Unterſtützungscaſſe übt. Es iſt aber auch in dieſem 
Falle ſchwer, über das Bedenken hinüberzukommen, daß im Sinne des 
§ 151, Al. 2 G. O. bei dem Abgange einer beſonderen, mit der betref— 
fenden Genoſſenſchaft organiſatoriſch zuſammenhängeuden Unterſtützungs⸗ 
cafje noch die Genoſſenſchaſt ſelbſt als der perceptionsberechtigte Fond 
anzuſehen iſt. 

Soweit nun aber der in Rede ſtehende Normalerlaß von einem 
Perceptionsrechte der Bezirkskrankencaſſe auch in ſolchen Fällen ſpricht, 
wo der Straffällige keiner Genoſſenſchaft angehört und demnach gegen⸗ 
wärtig ſeine Hilſsarbeiter in erſter Linie bei der Bezirkskrankencaſſe zu 
verſichern hat, geht dieſe Anordnung über die Grenzen des §S 69 A. K. V. G. 
weit hinaus, weil diefer letztbezogene Paragraph nur auf Grund des 
A. K. V. G. verhängte Geldſtrafen betrifft, und ſteht mit der Norm des 
§ 151, Al. 2 G. O. unleugbar im Widerſpruche, weil nach dieſer letzt⸗ 
bezogenen, durch die Vorſchriften des A. K. V. G. nicht alterirten Geſetzes⸗ 
vorſchrift in allen Fällen, wo eine Genoſſenſchafts⸗ oder Unterſtützungs⸗ 
caſſe in Anſehung der auf Grund der Gewerbeordnung verhingten Geld— 
ſtrafen nicht als perceptionsberechtigter Fond erſcheint, das Perceptions— 
recht des Armenfondes des Ortes, wo die Uebertretung begangen wurde, 
actuell wird. 

Dieſes durch ein Geſetz G. O.) garantirte, durch ſpätere Geſetze 
(A. K. V. G.) nicht beſeitigte Perceptionsrecht des Armenfondes konnte 
aber weder im Wege einer Verordnung, noch im Wege eines Normal— 
erlaſſes zu Gunſten der Bezirkskrankencaſſe ausgeſchloſſen werden und 
muß bei rigoroſer Geſetzes-Interpretation auch heute noch als zu Recht 
beſtehend anerkannt werden. 

Schluß folgt. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Bei Verſäumung der im S2 der Miniſterial⸗Verordnung vom 20. Jän⸗ 
ner 1890 geſetzten Friſt zur Einbringung des Einkommen⸗Bekennt⸗ 
niſſes geht der Cougrua⸗Anſpruch unbedingt verloren. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 21. October 1897 ge- 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Klage des Johann Kraljte, 
geweſenen exponirten Caplans in Jlovik, derzeit in Linardich, durch 
Dr. Dominik Vitezie, de praes. 19. Juli 1897, 3. 267 R. G., wider 
das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht wegen Zahlung einer 
Nachtrags⸗Congrua⸗Ergäuzung zu Recht erkannt: 

Die Klage des Johann Kraljic de praes. 10. Juli 1897, 3. 267 
N. G., mit dem Begehren zu erkennen, es gebühre dem Kläger für die 
Zeit vom 24. März bis 19. Auguſt 1893 der entſprechende Theilbetrag 
der Congrua jährlicher 400 fl., eventuell der alten Congrua jährlicher 
260 fl., und es habe das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht 
dem Kläger dieſen Congrua⸗Theilbetrag, ſowie auch die Streitkoſten zu 
bezahlen, wird abgewieſen. 


Gründe: In der Klage wird angeführt: 

. Der Kläger Johann Kraljic wurde mit Decret vom 21. Februar 
1893, 3. 230, zum exponirten Caplan von S. Pietro dei Nembi beſtellt, 
verſah daſelbſt den Dienſt vom 24. März bis 14. December 1894 und 
bezog für die Zeit bis zum 19. Auguſt 1893 trotz wiederholten Anſuchens 
teinerlei Bezahlung aus dem Titel der Congrua. Auch das Geſuch um 
nacan Le Auweiſung mindeſtens der alten Congrua für die Zeit bis 
zum 15 ! August 1893 wurde vom k. k. Miniſterium für Cultus und 
Unterricht mit dem Erlaſſe vom 4. Juni 1897, Z. 13.947, unter Be⸗ 
rufung auf die Gründe früherer Entſcheidungen abgewieſen, nämlich wegen 
des Mangels einer rechtzeitigen Faſſion. 

Der Kläger beſtreitet nun die Schlüſſigkeit dieſes Grundes, da 
195 der Miniſterial⸗Verordnung vom 20. Jänner 1890, R. G. Bl. 
Jer. „, nur von der Congrua-Ergänzung, nicht aber von der alten Congrua 
ſpreche, und da überdies im Falle des Klägers die Faſſion weder mög⸗ 
lich noch erlaubt geweſen ſei. Die von feinem Vorgänger Simon Mra- 
kovoic gelegte Faſſion ſei nämlich damals noch im Recursverfahren an— 
hängig geweſen und erſt mit dem Erlaſſe des k. k. Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht vom 19. 
weiſung der Congrua von 400 
Nembi vom 1. October 1 
dem Kläger an den nothwendigen Faſſionsbelegen gefehlt, da dieſe dem 
Necur ie des Vorgängers angeſchloſſen waren; auch die k. k. Statthalterei 
m Trieſt ſei, obwohl fie den Kläger zur Faſſion aufforderte und die 
Faſſion ſeines Vorgängers kannte, über die vom Kläger am 19. Auguſt 
1893 — natürlich mangelhaft — gelegte Faſſion nur in der Lage ge- 
weſen, von 19. Auguſt 1893 an proviforifch eine Congrua-Ergänzung 
jährlicher 324 fl. 10 kr. zu beſtimmen. Der Kläger habe aber auch frei- 
willig nicht ſatiren dürfen, um der Erledigung des Recurſes nicht zu prä⸗ 
judiciren; nach Aufforderung durch die k. k. Statthalterei habe er binnen 
Monatsfriſt fatirt. Er könne alſo der für die Seelſorge-Station S. Pietro 
dei Nembi beſtimmten Congrua jährlicher 400 fl. für die Zeit von vier 
Monaten und 26 Tagen feines dortigen Seelſorger-Dienſtes nicht ver- 
luſtig gehen, um ſo weniger der alten Congrua, zumal der vorcitirte 
§ 12 der Miniſterial⸗Verordnung vom 20. Jänner 1890, R. G. Bl. 
Nr. 7, von der Congrua-Ergänzung und nicht von der alten Congrua 
handelt. Sonach begehrt der Kläger das Erkenntuiß, es gebühre ihm für 
die Zeit vom 24. März bis 19. Auguſt 1893 der entfprechende Theilbetrag 
der Congrua von 400 fl., eventuell der alten Congrua jährlicher 260 fl., 
und es habe das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht dem Kläger 
diefen Congrua-Theilbetrag, ſowie auch die Streitkoſten zu bezahlen. 

10 9 belangte k. k. Miniſterium macht in feiner Gegenfchrift 
geltend: 

Der Kläger trat ſeinen Dienſt als exponirter Caplan in S. Pietro 
dei Nembi am 24. März 1893 an. Da er die zweimonatliche Friſt zur 
Fa 185 1 ne verſtreichen ließ, ohne die 

zoſſion vorzulegen, jo wurde ihm anläßlich der Flüſſigmachun 5 
Wohunngsentſchädigung bedeutet, daß 99 de e 115 
De er nicht angewieſen werden könne, weil er ſeine Faſſion nicht 
e habe. Nachdem der Kläger dieſer mittelbaren Aufforderung am 
19. Auguſt 1893 entſprochen hatte, wurde ihm — da die Adjuſtirung 
ſeiner Faſſion erſt nach Erledigung des von feinem Vorgänger wider das 
Richtigſtellungs⸗Erkenntniß vom 16. Mai 1888, 3. 6758 eingebrachten 
Rerurſes erfolgen konnte — am 3. November 1893, 3. 15.208, vor- 
läufig die Congrua⸗Ergänzung mit dem ſeinem Vorgänger zuerkannten 
Betrage jährlicher 324 fl. 10 kr. in proviſoriſcher Weiſe angewieſen, jedoch 
mit, Rückſicht auf das Verſäumniß der zur Vorlage der Faſſion vorge- 
ſchriebenen Friſt erſt vom 19. Auguſt 1893 angefangen. Nach Erledigung 
jenes Recurſes wurde ſodann die Faſſion des Klägers adjuftirt und das 
Recursrichtigſtellungs⸗Erkenntniß vom 25. December 1893, Z. 20.966, 
hinausgegeben und dem Kläger die Difſerenz zwiſchen der definitiven 
Congrua von 400 fl. und der proviſoriſchen von 324 fl. 10 kr. für die 
Zeit vom 19. Auguſt bis 30. September 1893 angewieſen, vom 1. Oc- 
tober 1893 an aber die Congrua jährlicher 400 fl. flüſſig gemacht. Der 
inzwiſchen als Pfarrproviſor nach Punta Croce verſetzte Kläger hat nun 
ſowohl den Nachtrag von 8 fl 86 kr., als auch die für die Zeit vom 
# October bis 14. December 1893 entfallende Quote der Congrua von 
400 fl. am 15. Jänner 1894 behoben, ohne daß er gegen die Ent— 
a, wonach ihm der Nachtrag ebenſo wie ſeinerzeit die proviſoriſche 
Erganzung — ſtatt vom Amtsantritte erſt vom 19. Auguſt 1893 an 

gemacht wurde, den ihm nach § 8 der Durchführungs-Verordnung 


flüſſig 
eim 20. Jänner 1890, R. G. Bl. Nr. 7, zuſtehenden Necars in der 


§ 12 


fl. für den Seelſorger in S. Pietro dei 


November 1893, Z. 15.873, mit An- | 


893 an erledigt worden. Bis dahin habe es 


| 


| 


vorgeſchriebenen Friſt von 2 Monaten eingebracht hätte. Erſt am 18. Oc 
tober 1895 erhob der Kläger den Anſpruch auf nachträgliche Flüſſig⸗ 
machung der auf die Zeit vom 24. März bis 18. Auguſt 1893 ent⸗ 
fallenden Congrua⸗Ergänzungsquote, welche 161 fl. 11 kr. betragen würde. 
Dieſes Begehren, ſowie die in den Jahren 1896 und 1897 wieder⸗ 
holten Geſuche wurden abgewieſen. 

Die Ausführungen der vorliegenden Klage bezeichnet das k. k. Mini⸗ 
ſterium für Cultus und Unterricht für nicht ſtichhältig. Denn die nad): 
trägliche Vorlage der Faſſion macht wohl den betrefſenden Seelſorger 
nicht des Rechtes überhaupt verluſtig, ſanire aber nicht das frühere Ver⸗ 
ſäumniß, im Falle einer ſolchen Verſäumniß könne vielmehr die Congrua⸗ 
Ergänzung erſt vom Zeitpunkte der nachträglichen Einbringung der Faſſion 
flüſſig gemacht werden. Dies ſei im vorliegenden Falle geſchehen und für 
den Religionsfond ſei die Pflicht, dem Kläger für die in Rede ftehende 
Zeit den Abgang an der geſetzlichen Congrua zu erſetzen, erloſchen, weil 


der Kläger die in der Miniſterial-Verordnung vom 20. Jänner 1890, 


R. G. Bl. Nr. 7, beſtimmte zweimonatliche Friſt, vom Tage feines Dienjt- 
antrittes an gerechnet, unbenützt verſtreichen ließ. Die nun behauptete 
Unmöglichkeit der Vorlage der Faſſion wegen Abganges von Behelfen 
werde dadurch widerlegt, daß ja der Kläger nach der behördlichen Auf— 
forderung binnen Monatsfriſt und ohne die Erledigung des Recurſes 
ſeines Vorgängers abzuwarten, das Einkommen-Bekenntniß ordnungsgemäß 
einbrachte; dieſe Einwendung ſei aber auch deshalb irrelevant, weil der 
Kläger in dieſem Falle im Sinne des § 2, Abſ. 3 der vorbezogenen 
Verordnung hätte um Erſtreckung der Friſt bei der Landesſtelle anſuchen 
müſſen, was er aber unterlaſſen hat. Bezüglich der Anſchauung des 
Klägers, daß ihm wenigſtens die alte Congrua gebühre, verweist das 
belangte k. k. Miniſterium darauf, daß darch das Geſetz vom 19. April 
1885, R. G. Bl. Nr. 47, die früheren Beſtimmungen aufgehoben er⸗ 


ſcheinen und der Kläger daher nur auf die nach den beſtehenden Normen 


zu bemeſſende neue Congrua Anſpruch habe. 

Demgemäß wird die Abweiſung der Klage beantragt. 

Streitig iſt im vorliegenden Falle der Anſpruch des Klägers auf 
den Bezug der ermittelten Congrua für die Zeit vom 24. März bis 
19. Auguſt 1893, beziehungsweiſe die Frage, ob der Kläger des An⸗ 
ſpruches auf die diesfällige Quote durch das Verſäumniß der im § 2, 
Al. 2 der Miniſterial-Verordnung vom 20. Jänner 1890, R. G. Bl. 
Nr. 7, beſtimmten zweimonatlichen Friſt zur Vorlage des Einbekenntniſſes 
ſeiner Bezüge verluſtig geworden iſt. 

Dieſe Frage iſt zu bejahen. 

Denn die Entſcheidung über Congrua⸗Ergänzungen hat gemäß § 3, 
Al. 1 des Geſetzes vom 19. April 1885, Nr. 47, auf Grund des von 
dem betreffenden Seelſorge-Geiſtlichen vorzulegenden Einbekenntniſſes ſeiner 
Bezüge ſtattzufinden; fie kann alſo ohne Einbringung eines ſolchen Ein- 
bekenntniſſes nicht erfolgen. 

Der Kläger hat aber das erforderliche Einbekenntniß nicht inner— 
halb der im § 2 der Miniſterial-Verordnung vom 20. Jänner 1890, 
R. G. Bl. Nr. 7, beſtimmten Friſt eingebracht, ſomit vor dem 19. Auguſt 
1893 (von welchem Tage an er die Congrua-Ergänzung angewieſen er- 
hielt) einen Anſpruch auf Dotations-Ergänzung nicht erhoben, eine ſolche 
konnte ihm alſo — vom Standpunkte des ſtrengen Rechtes aus — vor- 
her auch nicht zuerkannt werden. 

Dem Grundſatze, daß durch das erörterte Verſäumniß der Auſpruch 
auf Dotationsergänzung für die Zeit vom Dienſtantritte des Klägers bis 
zur Vorlage des Einbekenntniſſes hinfällig wurde, entſpricht auch die Be 
ſtimmung des § 12, Al. 3 der vorcitirten Miniſterial-Verordnung, nach 
welcher die Nichteinhaltung der im § 2 beſtimmten Friſt ſelbſt die Rück— 
zahlung bereits (proviforifch) ausbezahlter Ergänzungsbeträge zur Folge hat. 

Da endlich auch die klägeriſcherſeits behauptete Unmöglichkeit der 
Vorlage, beziehungsweiſe Juſtruirung des Einbekenntniſſes vor Erledigung 
des wider die Bemeſſung der Congrua-Ergänzung für feinen Amtsvor⸗ 
gänger anhängigen Recurſes dadurch widerlegt erſcheint, daß der Kläger 
fein Einbekenutniß thatſächlich vor der Recurs-Entſcheidung eingebracht 
hat und da bei Beſtand des Geſetzes vom 19. April 1885, R. G. Bl. 
Nr. 47, ein Erkenntniß über den Eventualanſpruch auf die alte Congrua 
jährlicher 260 fl. nicht zuläſſig erſcheint, fo iſt das vorliegende Klage— 
begehren ſeinem vollen Umfange nach abzuweiſen. 

Erkenntniß des k. k. Reichsgerichtes vom 21. October 1897, 3.335.) 


Notiz. 


(Gefetzliche Regelung des Automobilbetriebes im öffent 
lichen Verkehr in Frankreich,) Der franzöſiſche Miniſter für öffentliche 
Arbeiten hat der Legislative einen Geſetzentwurf vorgelegt, durch welchen der 
Conceſſionirungsmodus für ſolche Straßenfuhrwerke mit Automobilbetrieb präciſirt 
werden ſoll, die als öffentliches Verkehrsmittel in Betrieb geſetzt werden. Die 
Hauptpunctationen dieſes Entwurfes find: 1. Der Conceſſionswerber für den 
Betrieb von Automobilfuhrwerken, die zum Transporte von Perſonen oder 
Waaren auſ öffentlichen Straßen beſtimmt ſind, hat, falls die Betriebsſphäre 
ſich auf nur ein Departement beſchränkt, vorerſt die Genehmigung des Präfecten, 
falls ſie ſich aber auf zwei oder mehrere Departements ausdehnt, jene des Miniſters 
für öffentliche Arbeiten nachzuſuchen. 2. In dem Geſuche um Conceſſionsertheilung 
iſt: a) die Traſſe der zu befahrenden Linien; b) das Gewicht des vollſtändig aus⸗ 
gerüſteten und beſetzten Wagens, ſowie die Belaſtung jeder einzelnen Achſe (Rad⸗ 
druck); e) die Zuſammenſtellung des Trains und die Lange desſelben; d) die 
Anzahl der per Train verwendeten Verkehrsorgane anzugeben. 3. Das vorſchrifts⸗ 
mäßig verfaßte und inſtruirte Geſuch wird bei Benützung von Hauptſtraßen dem 
Gremium der „Ingenieurs des Ponts et Chaussees“ und, falls auch Vicinal⸗ 
ſtraßen befahren werden ſollen, der techniſchen Localbehörde vorgelegt, welche die 
den Betrieb erforderlichen Straßenzüge beſtimmen, ſowie auch die Tragfähigkeit 
der innerhalb dieſer gelegenen Brückenobjecte ꝛc. prüfen wird. Wenn dieſe Fragen 
in befriedigendem Sinne gelöst ſind, ertheilt der Präfect die Bewilligung zum 
Betriebe, oder legt den Act der Entſcheidung des Miniſters in dem Falle vor, 
wenn der Verkehr auf mehrere Departements ausgedehnt werden ſollte. 4. Den 
Conceſſionswerbern ſteht im Falle der Ablehnung von Seiten des Präfecten der 
Recurs an den Miniſter offen. 5. Die Conceſſionswerber haben jene Vorſichts⸗ 
maßregeln anzugeben, durch welche ſie den Verkehr der Automobils über ſchwe⸗ 
bende Brücken (Ketten⸗ oder Drahtſeilbrücken) und ſonſtige Kunſtobjecte ſichern 
zu können glauben. V. Bl.“) 
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Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Sectionschefs be⸗ 
kleideten Miniſterialrath Dr. Alfred Braunhofer Edlen v. Braunhof 
zum Sectionschef, den Sectionsrath Erwin Freih. v. Schwartzenau zum 
Miniſterialrathe und den mit Titel und Charakter eines Sectionsraihes beklei⸗ 
deten Miniſterial⸗Secretär Carl Pichler Edlen v. Deeben zum Sectionsrathe 
im Miniſterium des Innern ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Sectionschefs be⸗ 
kleideten Hof- und Miniſterialrathe im Miniſterium des Aeußern Gabriel Vavrik 
v. Heves anläßlich deſſen Penſionirung das Großkreuz des Franz Joſef⸗Ordens 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Sectionsrath Dr. Adalbert Edlen v. Fuchs 
zum Hof und Miniſterialrathe, den Hof- und Miniſterial⸗Secretär Carl Emil 
Ritter Brunner v. Wattenwyl zum Sectionsrathe und den Hof- und Mini⸗ 
ſterial⸗Concipiſten I. Claſſe Theodor Freih. Pirquet v. Ceſenatico zum Hof⸗ 
und Miniſterial⸗Secretär im Miniſterium des Aeußern ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Sectionsräthen im Miniſterium des Aeußern 
Dr. Victor Hofſtättner Edlen v. Hochſteden-Hohenhof und Oskar 
Berger Edlen v. Waldenegg den Titel und Charakter eines Hof und 
Miniſterialrathes, dem Sectionsrathe Dr. Dionys Freih. v. Tallian v. Vizek 
u. Belahäza den Orden der eiſernen Krone III. Claſſe, dem Hof und Mini⸗ 
ſterial⸗Secretär Maximilian Freih. v. Gagern den Titel und Charakter eines 
Sectionsrathes, und zwar allen mit Nachſicht der Taxe, und dem Hof- und Mini⸗ 
ſterial⸗Concipiſten I. Claſſe Dr. Hermann Ritter Mitſcha v. Maer heim den 
Titel und Charakter eines Hof: und Miniſterial-Secretärs verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Sectionsräthen im Miniſterium des Innern 
Bernhard Sperk und Stanisl. Grafen Pininski taxfrei den Titel und Cha⸗ 
rakter eines Miniſterialrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Statthaltereirath Carl Maria Truxa in Zara 
zum Rathe des Verwaltungs⸗Gerichtshofes ernannt. 

Se. Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Landes⸗Sanitäts⸗ 
Inſpectors bekleideten Oberbezirksarzt Dr. Fz. Zupane zum Landes⸗Regierungs⸗ 
rathe in Laibach ernannt. 8 . 

Se. Majeſtät haben dem Oberinfpector der öſterr. Staatsbahnen Franz 
Gattinger anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines Regierungs rathes 
tarfrei verliehen. Bi. 

Se. Majeſtät haben dem Director der Bibliothek und des hiſtoriſchen 
Muſeums der Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien Dr. Carl Gloſſy den Titel 
und Charakter eines Regierungsrathes tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben die Inſpectoren der techniſchen Finanzcontrole Emil 
Korab, Franz Pokorny, Auguſt Zavodnik, Wilh. Biſchof, Carl Rotters⸗ 
maun und Stefan Schwarz zu Oberinſpectoren ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Veterinär⸗Inſpector Carl Wittmann in Wien 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone und dem Bezirks⸗Thierarzte Egydius 
Mraſek in Wr. Neuſtadt das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bürgermeiſter in Poysdorf Carl Scholz das 
goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher Michael Rieſinger in 
Biſchofſtetten das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Gemeinderathe Joh. Seifried in Neumühl 
das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſter des Aeußern hat den Hof und Miniſterial⸗Concipiſten 
II. Claſſe Richard Freih. Besque v. Püttlingen zum Hof und Miniſterial⸗ 
Concipiſten I. Claſſe und die Conceptspraktikanten Joſef Stumpfl und Dr. Georg 
Demelie v. Panyova zu Hof und Miniſterial⸗Concipiſten II. Claſſe ernannt. 
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Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Miniſterial⸗Viceſecretär Guſtav Carl Kulavics zum Miniſterial⸗Secretär im 
Miniſterium des Innern ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Scriptor an der Studien: 
Bibliothek in Klagenfurt Dr. Max Ortner zum Cuſtos dieſer Bibliothek ernaunt. 
N Der Finanzminiſter hat den proviſoriſchen Secretär der Finanzprocuratur 
in Innsbruck Dr. Mar Goriupp zum definitiven Finanzprocuratur⸗Secretär 
daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Secretär der General⸗Direction der Tabak-Regie 
Dr. Alfred Siebenroch Edlen v. Wallheim zum Inſpector und Finanz⸗ 
rathe ernannt. 
2 Der Finanzminiſter hat den Kanzlei⸗Official der Finanzprocurator in 
Salzburg Max v. Kurz zu Thurn u. Goldenſtein zum Hilfsämter⸗Direc⸗ 
tions⸗Adjuncten ernannt. 


Erledigungen. 


Mehrere Polizeiconcipiſten- u. adjutirte Polizei⸗Concepts⸗ 
praktikantenſtellen bei der k. k. Polizei⸗Direction in Trieſt. (Amtsbl. Nr. 23.) 
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Stadtlerrefär- nd Stadfingenienrlelle 


Bei der Stadtgemeinde Korneuburg iſt die Stelle des Stadtſeeretärs 
und jene des Stadtingenieurs zu beſetzen. 

Mit der Stadtſecretärſtelle find jene Bezüge verbunden, auf welche ein in 
Korneuburg ſtationirter k. k. Staatsbeamter der IX. Rangsclaſſe, mit der Stadt: 
ingenieurſtelle jene Bezüge, auf welche ein hier ſtationirter k. k. Staatsbeamter 
der VIII. Rangsclaſſe auf Grund der jeweiligen geſetzlichen Beſtimmungen nach 
Maßgabe ſeiner Dienſtzeit (Quinquennalzulagen) Anſpruch hat, wobei bemerkt 
wird, daß dieſe Stellen ſofort nach dem Dienſtesantritte mit den durch den 
e über die Regulirung der Staatsbeamtengehalte feſtgeſetzten Bezügen 

otirt ſind. 

Der Stadtſecretär bezieht demnach ſofort nach feinem Dienſtesantritte einen 
Jahresgehalt von 1400 fl. und eine Activitätszulage von 200 fl., 

der Stadtingenieur einen Jahresgehalt von 1800 fl. und eine Activitäts⸗ 
zulage von 240 fl. in monatlichen im vorhinein fälligen Raten. 

Der Stadtingenieur wird auch als Schätzmeiſter bei der ſtädtiſchen Spar⸗ 
ER und für die in dieſer Eigenſchaft geleifteten Dienſte beſonders 
entlohnt. 


Der Stadtingenieur avancirt nach einer fünfzehnjährigen tadelloſen Dienſt⸗ 
leiſtung in die jeweiligen Bezüge der VII. Rangsclaſſe. 

Mit dieſen beiden Dienſtesſtellen iſt ein Anſpruch auf Penſion nach den 
jeweilig für die Staatsbeamten geltenden Normen und ein Holzdeputat verbunden. 
Die unmittelbar vor der Erlangung dieſer Stellen im Staats⸗ oder Landesdienſte 
zugebrachte Dienſtzeit wird bei der Penſionirung eingerechnet. 

Die definitive Anſtellung erfolgt nach zufriedenſtellender ſechsmongtlicher 
Dienſtleiſtung, während welcher es dem Bürgermeiſter freiſteht, den betreffenden 
Beamten ohne Angabe eines Grundes und ohne weitere Entſchädigung des Dienſtes 
zu entlaſſen. Im übrigen iſt die Probedienſtzeit der definitiven gleichgehalten. 

Bewerber um die Stadtfecretärſtelle müſſen den Nachweis der öſterreichiſchen 
Staatsbürgerfchaft, der mit gutem Erfolge abgelegten drei juridiſchen Staats⸗ 
prüfungen und der in einem öſterreichiſchen Kronlande für die politiſche Geſchäfts⸗ 
führung abgelegten praktiſchen Prüfung erbringen oder ſich wenigſtens verpflichten, 
die letztgenannte Prüfung während der halbjährigen Probepraxis abzulegen. 

Bewerber um die Stadtingenieurſtelle müſſen außer dem Nachweiſe der 
öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft das Zeugniß über die an einer techniſchen 
Hochſchule des Inlandes aus dem Ingenieur⸗ oder aus dem Hochbaufache mit 
gutem Erfolge abgelegte zweite Staats: oder Diplomprüfung und über die für 
den öſterreichiſchen Staatsbaudienſt abgelegte Prüfung beibringen, oder ſich 
wenigſtens verpflichten, die letztgenannte Prüfung während der halbjährigen 
Probepraxis abzulegen. z 

Die auf dieſe Weiſe inſtruirten Geſuche ſind bis 

1. Mürz 1898 
hieramts vorzulegen. 
Bewerber, welche im Staats- oder Landesdienſte ſtehen, erhalten den Vorzug. 


Stadtvorſtehung Korneuburg 
am 21. Jänner 1898. 
Der Bürgermeiſter: 
Schaumann. 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 9 und 10 der Erkeuntniſſe 1897. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


